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Einleitung 

Bis zum Jahre 2010 war Product Placement im Fernsehen sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebene zwar nicht explizit geregelt,1 
aber in Form von „Schleichwerbung“ gleichwohl durchgängig verboten.2 
Ein nicht ganz so strenger Maßstab galt für Kinofilme; seit den „Feuer, 
Eis und Dynamit“- Entscheidungen3 des BGH im Jahre 1995 stand zu-
mindest auf nationaler Ebene in Deutschland fest, dass ein Kinofilm, der 
Product Placement enthält, aus Gründen der Kunstfreiheit grundsätzlich 
nicht verboten werden darf, sondern zu Zwecken des Verbraucherschutzes 
„nur“ gekennzeichnet werden muss.  

In Erwägungsgrund (91) Satz 2 der im Jahre 2010 in Kraft getretenen 
AVMD-Richtlinie4 rief der europäische Richtliniengeber sodann folgen-
des Ziel aus: „Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen und da-
mit die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Medien zu verbessern, 
sind Regelungen für Produktplatzierung erforderlich.“ 

Hintergrund dieser Ausführungen war insbesondere der Wunsch nach 
einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Films gegen-
über US-amerikanischen Filmen.5 Aufgrund der nahezu unreglementierten 
Zulässigkeit von Product Placement nach US-amerikanischem Recht hatte 
sich Product Placement in dort produzierten Filmen schon längst nicht nur 
als gängiges Werbemittel, sondern darüber hinaus gleichfalls als feste 
Säule der Spielfilmfinanzierung etabliert.6 Das hierdurch erhöhte Budget 
erlaubte eine aufwändigere Produktionsweise, wodurch sich US-amerika-

                                                  
1  Vgl. Becker, ZUM 2009, 697 (697); Glockzin, MMR 2010, 161 ff.; Platho, 

MMR 2008, 582 (583). 
2  So z.B. in Art. 10 Abs. 4 der Fernsehrichtlinie; vgl. zur alten Rechtslage Glock-

zin, MMR 2010, 161 ff.; Kilian, WRP 2010, 826 (827); Kogler, ZUM 2015, 
367 ff. 

3  BGH GRUR 1995, 744 ff. „Feuer, Eis und Dynamit I“; BGH GRUR 1995, 
750 ff. „Feuer, Eis und Dynamit II“. 

4  Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. 
März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste. 

5  Kötter, AVMD-Richtlinie, S. 60 m.w.N.; Glockzin, MMR 2010, 161 (163); 
Leitgeb, ZUM 2006, 837 (841). 

6  Vgl. die durch Product Placement erzielten Umsätze in den USA, Final Report, 
S. 91. 
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nische Produktionen besonderer Beliebtheit erfreuten und Wettbewerbs-
vorteile in der Zuschauergunst genossen.7 

Auf europäischer Ebene wird die Zulässigkeit von Product Placement 
im Spielfilm heute durch AVMD-Richtlinie, E-Commerce-Richtlinie8 und 
UGP-Richtlinie9 geregelt. Auf nationaler Ebene in Deutschland enthalten 
RStV, TMG und UWG entsprechende Regelungen. Hiernach ist der Ein-
satz von Product Placement im Spielfilm zwar möglich, die Zulässigkeit 
aber an verschiedene Voraussetzungen geknüpft. Auf diese Weise sollten 
der Weg für ein Mehr an Werbeeinnahmen frei gemacht, gleichzeitig aber 
auch potentiell bedrohte Interessen geschützt werden.10 Insbesondere soll-
te der Verbraucher vor Manipulationen durch die Werbeindustrie im We-
ge ungekennzeichneter Integration von Placementobjekten in die Spiel-
filmszenerie11 sowie der Rundfunk vor Beeinflussung12 von dritter Seite 
geschützt werden.13  

Eine Untersuchung14 der Europäischen Kommission im Jahre 2016 zur 
AVMD-Richtlinie hat nun aber ergeben, dass die aktuellen europäischen 
Regelungen zum Product Placement aufgrund ihrer restriktiven Umset-
zung in den Mitgliedstaaten, ihrer Unflexibilität und den mit ihnen ver-
bundenen Rechtsunsicherheiten dazu führen, dass Product Placement in 
europäischen Produktionen nach wie vor vergleichsweise wenig zum Ein-
                                                  
7  Vgl. Erwägungsgrund (91) Satz 2 AVMD-Richtlinie, wonach „gleiche Wettbe-

werbsbedingungen“ durch die Zulassung von Product Placement geschaffen 
werden sollen. 

8  Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesell-
schaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 
(„Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“). 

9  Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsver-
kehr zwischen Unternehmern und Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG des Rates, der Richtlinie 97/7/EG und 2002/65/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates („Richtlinie über unlautere Geschäfts-
praktiken“). 

10  So auch ausdrücklich Final Report, S. 79.; vgl. hierzu auch Glockzin, MMR 
2010, 161 ff.; Kogler, ZUM 2015, 367 ff. 

11  Vgl. hierzu Müller-Rüster, Product Placement, S. 222; vgl. Neft, Rundfunkwer-
bung, S. 76; Engels/Giebel, ZUM 2000, 265 (269). 

12  Vgl. zur Rundfunkautonomie BVerfGE 12, 205 (262); 90, 60 (88); siehe auch 
Laukemann, Fernsehwerbung, S. 52; Müller-Rüster, Product Placement, S. 221. 

13  So auch ausdrücklich Final Report, S. 79. 
14  Zur sogenannten REFIT-Evaluierung der AVMD-Richtlinie sowie der vorange-

henden Konsulatation mit dem Titel „A Media Framework for the 21st Century“ 
siehe unten unter Teil IV:1.4. 
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satz kommt und das Potential dieses Werbemittels folglich nicht ausge-
schöpft wird („product placement remains relatively underused in Euro-
pe“).15 Durchschnittlich machen Erlöse aus Product Placement in den 
Mitgliedstaaten gerade einmal 0,1% der Fernsehwerbeerlöse aus.16 Nur in 
seltenen Fällen liegt diese Zahl bei 1% oder mehr.17 In Rechtsordnungen 
wie der US-amerikanischen, in denen die Regeln für Product Placement 
liberaler ausgestaltet sind (bzw. es nahezu keine Zulässigkeitsbeschrän-
kungen gibt),18 machen Erlöse aus Product Placement hingegen bis zu 5% 
und mehr der Fernsehwerbeerlöse aus.19 Zudem wurden im Rahmen der 
vorgenannten Untersuchung die europäischen Product Placement-Rege-
lungen aufgrund der durch sie verursachten Rechtsbefolgungsüberwa-
chungskosten bei Regulierungsstellen20 und Mediendiensteanbietern21 
sowie in Ansehung der stetig wachsenden Medienkonvergenz22 im Ergeb-
nis als schlicht „nicht mehr zweckgemäß“ bezeichnet.23  

1. Ziel der Arbeit 

Hauptziel dieser Arbeit ist es, das System der europäischen und deutschen 
Regelungen, die im Zusammenhang mit Product Placement im Spielfilm 
einschlägig sind, in seiner Gesamtheit darzustellen sowie es auf die für 
den Einsatz von Product Placement in der Praxis hinderlichen Rechtsunsi-
cherheiten und Unklarheiten hin zu untersuchen. Es soll aufgedeckt wer-
den, welche Regelungen der Attraktivität des Einsatzes von Product 
Placement im Spielfilm  und damit dem zuvor formulierten Ziel der 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit europäischer und deutscher Produk-
tionen durch den Einsatz von Product Placement  entgegenstehen. Dabei 

                                                  
15  Siehe Final Report, S. 91. 
16  Siehe Final Report, S. 91. 
17  Siehe Final Report, S. 91. 
18  Vgl. Final Report, S. 91. 
19  Siehe Final Report, S. 91. 
20  Vgl. Final Report, S. 84 ff. 
21  Vgl. Final Report, S. 87 ff. 
22  Siehe hierzu die Begründung des Vorschlags der EU Kommission für eine Richt-

linie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste im 
Hinblick auf sich verändernde Marktgegebenheiten, European Commission, 
Brussels 25 Mai 2016, COM (2016) 287 final. 

23  Europäische Kommission, Brüssel den 25. Mai 2016, SWD (2016) 169 final, 
S. 2. 
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wird auch untersucht, ob die im Mai 2016 von der Kommission veröffent-
lichte Richtlinie zur Änderung der AVMD-Richtlinie („Kommissionsent-
wurf“)24, der im April 2017 vom Ausschuss des Europäischen Parlaments 
für Kultur und Bildung erarbeitete Änderungsvorschlag zum Kommissi-
onsentwurf („Ausschussentwurf“),25 sowie die sodann vom Rat der 
Europäischen Union im Mai 2017 abgegebene Stellungnahme zum Aus-
schussentwurf („Ratsentwurf“)26 (Kommissionentwurf, Ausschussentwurf 
und Ratsentwurf zusammen „Änderungsvorschläge“) ausreichende Lö-
sungsansätze dafür bieten, die Defizite des bestehenden Regelungssystems 
zu beheben. Eine hervorgehobene Rolle bei dieser Analyse spielt die Fra-
ge, ob das bestehende Regelungssystem noch sachgerechte Lösungen mit 
Blick auf das Phänomen stetig wachsender Medienkonvergenz bereithält. 

Am Ende der Arbeit wird eine detaillierte Kritik am bestehenden Rege-
lungssystem zum Product Placement im Spielfilm stehen; außerdem wer-
den Lösungsansätze als Vorschlag für die Verbesserung einer entspre-
chenden Regulierung formuliert. Eine wesentliche Herausforderung wird 
es sein, das Regelungsregime von „Attraktivitätshemmnissen“ wie Rechts-
unsicherheiten und Kompliziertheiten zu befreien, es für die wachsende 
Medienkonvergenz kompatibel zu machen und gleichzeitig durch Product 
Placement bedrohte Rechtspositionen weiterhin angemessen zu schützen. 

2. Gang der Darstellung 

Zunächst erfolgt eine Darstellung der tatsächlichen Gegebenheiten, die der 
Regulierung von Product Placement zugrunde liegen. Begonnen wird 
hierbei mit einer Darstellung der in der Werbebranche gängigen Variatio-
nen nebst ihrer Vor- und Nachteile aus Sicht der Werbetreibenden. Hier-

                                                  
24  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Änderung der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisuel-
ler Mediendienste im Hinblick auf sich verändernde Marktgegebenheiten, Brüs-
sel 25. Mai 2016, COM (2016) 287 final. 

25  Bislang ist hierzu noch keine offizielle Textfassung des Europäischen Parla-
ments verfügbar; eine Synopsis auf Basis einer informellen Textfassung ist über 
das EMR unter http://emr-sb.de/wp-content/uploads/2017/09/Synopse-AVMD-
DIRECTIVE.pdf abrufbar, zuletzt abgerufen am 04. November 2017, nachfol-
gend „EMR-Synopsis“. 

26  Die Stellungnahme des Rates der Europäischen Union vom 24. Mai 2017, 
9691/17, ist abrufbar unter http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/? 
uri=CONSIL:ST_9691_2017_INIT&from=EN, zuletzt abgerufen am 17. Okto-
ber 2017. 
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bei werden auch die dieser Arbeit zugrunde liegenden Begriffsdefinitionen 
von „Spielfilm“ und „Product Placement“ herausgearbeitet und das Pro-
duct Placement gegen verwandte bzw. ähnliche Werbeformen abgegrenzt. 
Sodann geht es um den Mehrwert, den der Einsatz von Product Placement 
aktuell im Rahmen deutscher Filmfinanzierung mit sich bringt und um die 
Frage, warum es speziell im deutschen Spielfilm sinnvoll ist, Product 
Placement in größerem Umfang zur Filmfinanzierung nutzbar zu machen, 
als dies bisher der Fall war. Diesbezüglich wird in einem kurzen Exkurs 
auf die Situation deutscher Produzenten eingegangen. Anschließend wer-
den das Phänomen stetig wachsender Medienkonvergenz und die sich 
daraus aktuell ergebenden Angebots- und Konsumformen von Spielfilmen 
näher dargestellt. In diesem Zusammenhang wird auch herausgearbeitet, 
welche Akteure am Spielfilmmarkt als Normadressaten einer Regulierung 
von Product Placement in Betracht kommen. 

Hierauf aufbauend erfolgt die rechtliche Systemanalyse. Begonnen wird 
zunächst mit einer „vor die Klammer gezogenen“ Darstellung der im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz und der Regulierung von Product Place-
ment betroffenen und mitunter widerstreitenden Rechtspositionen. Beson-
deres Augenmerk gilt hierbei der Herausarbeitung des Trennungsgrund-
satzes und des Erkennbarkeitsgebots. Anschließend werden sowohl die 
europäischen als auch die nationalen deutschen Regelungen zum Product 
Placement im Spielfilm einer kritischen Analyse unterzogen; hierbei wer-
den Defizite, Unklarheiten und Rechtsunsicherheiten der Regelungen im 
Einzelnen und in ihrem Zusammenspiel aufgedeckt. Zu den analysierten 
Regelungen zählen auf europäischer Ebene die AVMD-Richtlinie unter 
Einschluss aktueller Verbesserungsvorschläge von Kommission und Par-
lament, die E-Commerce-Richtlinie sowie die UGP- und die Werbericht-
linie. Aus dem deutschen Recht werden die im Zusammenhang mit Pro-
duct Placement einschlägigen Regelungen des RStV, des TMG sowie des 
UWG analysiert.  

Am Schluss der Arbeit wird eine zusammenfassende Kritik am aktuel-
len Regelungssystem von Product Placement im Spielfilm sowie ein Kapi-
tel mit Verbesserungs- und Weiterentwicklungsvorschlägen stehen.  
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Teil I: Grundlagen  

Zu den Grundlagen, die zu Beginn dieser Arbeit dargestellt werden, zäh-
len zunächst die Bestimmung des zentralen Untersuchungsgegenstands 
„Product Placement im Spielfilm“ sowie eine Abgrenzung des Product 
Placements von anderen ähnlichen Werbeinstrumenten, die im Zusam-
menhang mit Spielfilmen regelmäßig zum Einsatz kommen. Anschließend 
werden sowohl die praktische als auch die ökonomische Bedeutung des 
Einsatzes von Product Placement im Spielfilm näher untersucht. Hierzu 
werden die Vor- und Nachteile eines solchen Einsatzes aus Sicht der Wer-
betreibenden beleuchtet und es wird ein Überblick darüber gegeben, wel-
che Bedeutung der Einsatz von Product als Mittel der Spielfilmfinanzie-
rung in Deutschland und Europa hat. 

1. Bestimmung der zentralen Untersuchungsgegenstände 

Um den zentralen Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit zu bestimmen, 
müssen zunächst die Begriffe „Spielfilm“ und „Product Placement“ kon-
kretisiert werden. 

1.1 Spielfilm 

Spielfilm im hier verstandenen Sinne ist ein Film mit einer fiktionalen von 
Schauspielern gespielten Handlung mit Ausnahme des Werbefilms, wobei 
die Handlung realen Ereignissen oder Personen nachempfunden sein kann. 
Die Länge des Films, die Aufteilung der Handlung in mehrere Erzählab-
schnitte oder das Medium der Erstausstrahlung sollen dabei unerheblich 
sein (nachfolgend: „Spielfilm“). Fiktionale Inhalte, die gemeinhin als 
„Serien“, „serielles Erzählen“, „Miniserie“, „Mehrteiler“, „Kurzfilm“ 
„Fernsehfilm“, „Kinofilm“ oder ähnlich bezeichnet werden, sind demnach 
vom Spielfilmbegriff im Rahmen der vorliegenden Untersuchung mit 
erfasst. Abzugrenzen ist der Spielfilm in diesem Sinne von Werbe- und 
Trickfilmen einerseits, sowie von nicht-fiktionalen Inhalten andererseits. 
Zu der insofern nicht erfassten Kategorie zählen neben Dokumentarfil-
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men, Nachrichtensendungen und Reportagen auch übertragene Großereig-
nisse, wie zum Beispiel Fußballspiele, Theateraufführungen und Konzerte.  

1.2 Product Placement 

Der Begriff des Product Placements ist angloamerikanischen Ursprungs 
und entstammt dem Bereich des Marketings27 als Teil der Betriebswirt-
schaftslehre.28 Product Placement wird dort als „insertion of product 
names, logos, advertising billboards, and so on in the the middle of movie 
scenes“ definiert.29  

In der deutschsprachigen Literatur fehlt es dagegen trotz mannigfaltiger 
Definitionsversuche an einer allgemein gültigen theoretischen Beschrei-
bung des Begriffs.30 Uneinigkeit herrscht dabei insbesondere über be-
stimmte konstitutive Merkmale des Product Placements, wie zum Beispiel 
über das Erfordernis der Gegenleistung.31 Leider werden in dieser Diskus-
sion vielfach der Lebenssachverhalt Product Placement als Marke-
tinginstrument der Werbeindustrie und die Voraussetzungen rechtlicher 

                                                  
27  Die Stellung des Product Placement im Marketing-Mix ist unter den Vertretern 

der Betriebswirtschaftslehre umstritten. Innerhalb der Kommunikationspolitik 
wird zwischen „Werbung above the line“ und „Werbung below the line“ unter-
schieden. Erstere umfasst den Bereich der klassischen Medienwerbung und den 
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit eines Unternehmens. Zu Letzterer gehören die 
nicht-klassischen Werbeformen wie z.B. das Sponsoring, Licensing, Eventmar-
keting und Merchandising. Im Gegensatz zu Werbemaßnahmen „above the line“ 
sind solche „below the line“ für den Adressaten weniger leicht erkennbar. Teil-
weise wird das Product Placement aufgrund der mit ihm bezweckten Imageför-
derung der Öffentlichkeitsarbeit zugeordnet und damit als Unterfall der „Wer-
bung above the line“ eingestuft. Die Gegenansicht verweist hier aber zutreffend 
darauf, dass sich Product Placement regelmäßig in einen redaktionellen Zusam-
menhang einfügt und auf diese Weise die Einstellung des Zuschauers gegenüber 
redaktionellen Inhalten ausnutzt und insofern als „Werbung below the line“ zu 
kategorisieren ist. Siehe Mallick, Product Placement, S. 36 f. m.w.N. 

28  Dörfler, Product Placement, S. 17; Johannson, Product Placement, S. 5; Glock-
zin, MMR 2010, 161. 

29  Frey, Werbung im Programm, S. 4 mit Verweis auf Schultze, Product Placement, 
S. 8.  

30  Vgl. Dörfler, Product Placement, S. 17; Frey, Werbung im Programm, S. 4; 
Fuchs, Leise schleicht´s durch mein TV, S. 21 m.w.N.; Johannson, Product 
Placement, S. 12. 

31  Holzgraefe, Werbeintegration, S. 44 ff. 



1 Bestimmung der zentralen Untersuchungsgegenstände 

39 

(Un-)Zulässigkeit miteinander vermischt32. Dies dürfte unter anderem 
darin begründet sein, dass es bis zur Einführung der Legaldefinition für 
„Product Placement“ in der AVMD-Richtlinie und für „Produktplatzie-
rung“ im RStV, beides im Jahre 2010, überhaupt keine ausdrückliche 
gesetzliche Bestimmung zum Product Placement gab, welche bundesweit 
Bindungswirkung entfaltet hätte. Vielmehr beschränkte sich die ausdrück-
liche gesetzliche Regelung für gemeinhin mit Product Placement zu asso-
ziierende Sachverhalte im Wesentlichen auf das rundfunkrechtliche „Ver-
bot von Schleichwerbung“.33 Zum besseren Verständnis und zur genauen 
Erfassung des Untersuchungsgegenstands „Product Placement im Spiel-
film“ ist jedoch eine hinreichende Trennschärfe zwischen betriebswirt-
schaftlicher und rechtlicher Betrachtung geboten.  

Im Folgenden wird daher zunächst der Lebenssachverhalt Product 
Placement als Marketinginstrument der Werbeindustrie verstanden und in 
seinen wesentlichen Erscheinungsformen dargestellt. Anschließend wird 
eine Definition herausgearbeitet werden, die, unabhängig von der Schaf-
fung definitionsintegrierter Zulässigkeitsvoraussetzungen, möglichst um-
fassend diejenigen Bereiche spielfilmintegrierter Werbung erfasst, die in 
der Film- und Werbebranche mit Product Placement gemeinhin assoziiert 
werden. Erst im Rahmen der rechtlichen Analyse werden sodann die ver-
schiedenen Zulässigkeitsregelungen für Product Placement im Spielflm 
untersucht und im Einzelnen aufgezeigt.  

(a) Das Marketinginstrument Product Placement und seine 
verschiedenen Erscheinungsformen 

Bei dem Lebenssachverhalt „Product Placement“ handelt es sich klassi-
scherweise um die visuelle, verbale oder audiovisuelle Platzierung identi-
fizierbarer Waren oder Dienstleistungen im Rahmen eines Programmbei-
trages.34 Die verschiedenen existierenden Varianten des Product Place-
                                                  
32  Vgl. hierzu auch die Ansicht von Dörfler, Product Placement, S. 17, die „die 

Tendenz“ beklagt, „durch Definition des Begriffs gewünschte Folgen herbeizu-
führen bzw. unerwünschte zu beseitigen“. 

33  Vor diesem Hintergrund wurde zuweilen versucht, Product Placement schon rein 
begrifflich aus dem Anwendungsbereich der verbotenen Schleichwerbung her-
auszuargumentieren; zu dieser „Vernebelungstaktik“ siehe Henning-Bodewig, 
GRUR 1988, 867 (867 f.). 

34  Vgl. Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 7 Rn. 45 m.w.N.; ähnlich Göt-
ting/Nordemann-Mennebröcker, UWG, § 7 Rn. 175; Bork, GRUR 1988, 264 
(264). 
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ments lassen sich im Wesentlichen differenzieren nach der Art der Dar-
stellung, der Art der zu platzierenden Objekte, dem Grad und dem Zeit-
punkt ihrer Integration in die Spielfilmszenerie sowie nach der Motivation 
des Platzierenden. Abzugrenzen ist der Lebenssachverhalt „Product Place-
ment“ im Spielfilm von anderen Formen programmintegrierter oder -naher 
Werbung wie zum Beispiel dem Sponsoring oder dem Screen-Splitting. 

(i) Differenzierung nach Art der Darstellung 

Die Darstellung des Placementobjektes kann visuell, verbal oder audiovi-
suell erfolgen. Die visuelle Präsentation kann dabei vom bloßen Kamera-
schwenk bis hin zur umfassenden Integration in den Handlungsablauf 
reichen35. Die gängigste Form ist dabei die Objekteinblendung durch Be-
nutzung desselben.36 Das verbale Product Placement erfolgt hingegen 
durch Nennung des Produktnamens oder durch verbale Einbeziehung des 
Placementobjektes in Statements der Figuren des Films.37 Das audiovisu-
elle Product Placement kombiniert die visuelle mit der verbalen Darstel-
lung des zu platzierenden Objektes, wobei die Figuren des Spielfilms 
meist nicht nur mit dem betreffenden Platzierungsobjekt interagieren, 
sondern ergänzend auch seine Vorzüge verbal herausstellen. 

(ii) Differenzierung nach Art des zu platzierenden Objektes 

Bei einer Unterscheidung anhand der Art des zu platzierenden Objektes 
lassen sich die verschiedenen Varianten des im Spielfilm vorkommenden 
Product Placements im Wesentlichen mit den Begriffen „klassisches Pro-

                                                  
35  Frey, Werbung im Programm, S.12; vgl. auch Glockzin, MMR 2010, 161 (164); 

Schaar, GRUR 2005, 912 (913). 
36  Frey, Werbung im Programm, S. 12 einschließlich des Hinweises, dass rein 

visuell wahrnehmbare Product Placements neben ihrem Vorkommen in Film-
handlungen auch häufig in Printmedien anzutreffen sind, wo insbesondere die 
Modebranche das Medium Zeitschrift intensiv für die Verbreitung von Trends 
durch Ausstattung der zu fotografierenden Personen nutzt; vgl. auch Bork, 
GRUR 1988, 264 (264); Glockzin, MMR 2010, 161 (164). 

37  Ein besonders prominentes Beispiel hierfür ist die Erwähnung des Katzenfutters 
„Whiskas“ in der deutschen Synchronfassung des James Bond Films „Im Ange-
sicht des Todes“ aus dem Jahre 1985: Die Hauptdarstellerin fragt hier in einer 
Szene, ob „denn garantiert auch Whiskas verwendet“ wurde; vgl. Frey, Werbung 
im Programm, S. 12 mit Verweis auf Auer, Top oder Flop?, S. 106; vgl. En-
gels/Giebel, ZUM 2000, 265 (269). 
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duct Placement“, „Generic Placement“, „Innovation Placement“, „Corpo-
rate Placement“ sowie „Image Placement“, „Idea Placement“ und „Sons-
tige Placements“ kategorisieren38 (Objekte, die unter eine oder mehrere 
der vorgenannten Kategorien fallen, werden nachfolgend als „Placement-
objekte“ bezeichnet). 

(1) Klassisches Product Placement  

Bei der hier als klassisches Product Placement bezeichneten Variante 
handelt es sich um die Urform des Product Placements, bei der es um die 
Darstellung eines konkreten Markenproduktes an sich geht. Diese klassi-
sche Form des Product Placements ist die bis heute meistpraktizierte Vari-
ante des Product Placements. Dabei werden zum Beispiel als Produkte des 
täglichen Bedarfs Produkte bestimmter Marken in der Szenerie platziert 
oder Luxusartikel bestimmter Marken wie PKWs und Uhren als Ausstat-
tung verwendet. Bei den im Rahmen des klassischen Product Placements 
platzierten Produkten handelt es sich regelmäßig um Markenprodukte, da 
diese aufgrund ihrer Markierung und ihrem hohen Wiedererkennungswert 
besonders für das klassische Product Placement geeignet sind.39 

(2) Generic Placement  

Beim Generic Placement im engeren Sinne handelt es sich um die Integra-
tion einer ganzen Warengattung ohne die Herausstellung oder Nennung 
einer konkreten Marke.40 Ziel ist es, das Interesse an bestimmten Gütern 
zu stärken und bestenfalls Konsumgewohnheiten zu verändern.41 Einen 

                                                  
38  Vgl. zu den unterschiedlichen Klassifizierungen besonderer Erscheinungsformen 

des Product Placements insbesondere Hufnagel, Product Placement, S. 39 ff., die 
eine Kategorisierung entlang des Entwurfs von Bente, Product Placement, 
S. 30 ff. vornimmt. Die hier vorgenommene Unterteilung entspringt der vor-
zugswürdigen da übersichtlicheren und umfassenderen Klassifizierung von Frey, 
Werbung im Programm, S. 13 bis S.19. 

39  Frey, Werbung im Programm, S. 13; vgl. zur Situation bei Markenprodukten 
Auer/Kalweit/Nüßler, Product Placement, S. 13 ff.; vgl. ferner LG München I 
NJW-RR 1997, 1544 (1544). 

40  Vgl. Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, RStV, § 7 Rn. 45 m.w.N.; Bente, Pro-
duct Placment, S. 31 f.; Frey, Werbung im Programm, S. 13. 

41  Frey, Werbung im Programm, S. 13; siehe hierzu auch Auer/Diederichs, Wer-
bung below the line, S. 19; vgl. zum Generic Placement auch Castendyk, ZUM 
2005, 857 (860 f.). 
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unmittelbaren Nutzen von dieser Art des Placements haben regelmäßig 
nur marktführende Unternehmen, da sonst zu hohe Streuverluste entste-
hen, die auch der Konkurrenz nutzen können. Gibt es in der betreffenden 
Branche keinen Marktführer, kommt ein erzielter Werbeeffekt (nur) der 
Branche insgesamt zugute.42 Als Generic Placement im weiteren Sinne 
bezeichnet man die Platzierung von Markenartikeln mit einem besonders 
hohen Bekanntheitsgrad ohne explizites Zeigen oder Erwähnen der Marke 
oder des Logos.43 Die platzierten Produkte können hier aufgrund der ihnen 
eigentümlichen Charakteristika wie Form und Farbe vom Zuschauer 
gleichwohl ohne weiteres identifiziert werden.44 

(3) Innovation Placement  

Das Innovation Placement dient der Bewerbung eines völlig neuen Pro-
duktes anlässlich seiner Markteinführung.45 Da das neueingeführte Pro-
dukt naturgemäß (noch) keinen Wiedererkennungswert beim Zuschauer 
besitzt, tritt die erwartete Werbewirkung beim Innovation Placement meist 
nur dann ein, wenn die Platzierung thematisch auf den Film abgestimmt 
und gleichzeitig eine Produkteinführungskampagne gestartet wird.46 Pro-
minentes Beispiel für ein erfolgreiches Innovation Placement ist die Vor-
stellung einer bis dato noch völlig unbekannten JVC-Kamera mit inte-
grierter Kassette in dem Spielfilm „Zurück in die Zukunft“. Die Kamera 
wurde hier in den Mittelpunkt des Interesses der Darsteller und nicht zu-
letzt auch in den des internationalen Kinopublikums gerückt.47 

(4) Corporate Placement 

Beim Corporate Placement ist das Unternehmen selbst Platzierungsob-
jekt.48 Hierbei werden Firmenzeichen oder -logos eingeblendet oder be-

                                                  
42  Frey, Werbung im Programm, S. 14 m.w.N. 
43  Siehe hierzu Auer/Diederichs, Werbung below the line, S. 17 ff. 
44  Vgl. Frey, Werbung im Programm, S. 14 m.w.N. 
45  Vgl. Bente, Product Placement, S. 30; Frey, Werbung im Programm, S. 14 

m.w.N.; Hufnagel, Product Placement, S. 40 m.w.N. 
46  Frey, Werbung im Programm, S. 17. 
47  Frey, Werbung im Programm, S. 16 f.; Hufnagel, Product Placement, S. 40. 
48  Bente, Product Placement, S. 30; Bornemann/von Coelln/Hepach/Himmelsbach/ 

Gundel, BayMG, Art. 8 Rn. 93; vgl. ferner Engels/Giebel, ZUM 2000, 265 
(269). 


